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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im März gab die Bundeskanzlei bekannt, dass die eidgenössische Volksinitiative
„Millionen-Erbschaften besteuern für unsere AHV (Erbschaftssteuerreform)“ mit
110'000 gültigen Unterschriften zu Stande gekommen war. Das von der EVP, der SP, den
Grünen, der CSP, dem SGB sowie dem Verein Christnet lancierte Begehren forderte auf
Bundesebene die Einführung einer zwanzigprozentigen Erbschaftssteuer ab einem
Vermögen von zwei Millionen Franken. Zwei Drittel der Erträge sollten dem
Ausgleichsfonds der AHV und ein Drittel den Kantonen zukommen. Im Juni
veröffentlichte der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) ein von ihm in Auftrag
gegebenes Rechtsgutachten, das zum Schluss kam, dass die Volksinitiative den
Grundsatz der Einheit der Materie verletzte. Der SGV forderte das Parlament auf, den
Initiativtext für ungültig zu erklären. Für Kontroversen sorgte auch die im Initiativtext
verankerte Rückwirkungsklausel, die besagte, dass im Falle einer Annahme der Vorlage
Schenkungen ab dem 1. Januar 2012 dem Nachlass zuzurechnen waren. Im September
gab der Bundesrat bekannt, dass er sich der Einführung einer nationalen
Erbschaftssteuer widersetzte. In der im Dezember vorgelegten Botschaft meldete die
Landesregierung vor allem Bedenken bezüglich der föderalistischen Kompetenzordnung
an. Der Bundesrat sprach sich entschieden gegen einen Eingriff in die Steuerhoheit und
in das Steuersubstrat der Kantone aus. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.12.2013
LAURENT BERNHARD

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Linke und ökologische Parteien

An einer Delegiertenversammlung zur Zukunft des Sozialstaats wurde der Parteivorstand
beauftragt, eine Volksinitiative für ein existenzsicherndes Grundeinkommen
auszuarbeiten. Damit reagierte die GPS einerseits auf eine im Berichtsjahr erschienene
Armutsstudie, andererseits auf die zunehmende Überforderung der Städte mit ihren
Fürsorgeleistungen. Die Existenzsicherung müsse von der Erwerbsarbeit abgekoppelt
und als Bundesaufgabe etabliert werden. Als zusätzliche Finanzierungsquelle wurde
eine eidgenössische Schenkungs- und Erbschaftssteuer vorgeschlagen. Die Delegierten
beschlossen ferner, die Volksinitiative zur «gerechten Verteilung von bezahlter und
unbezahlter Arbeit» der Gesellschaft für gerechte Arbeitsverteilung aktiv zu
unterstützen. 2
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1) BBl, 2013, S. 2267f.; BBl, 2014, S. 125ff.; Medienmitteilung EFD vom 13.9.13, NZZ, 28.6.13.
2) Presse vom 3.2.97
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